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Entwurf eines Zweiten Gesetzes zur Änderung der Bundes-Tierärzteordnung 

A. Zielsetzung 

Durch das Gesetz sollen die Richtlinie des Rates 78/1026/EWG 
für die gegenseitige Anerkennung der Diplome, Prüfungszeug-
nisse und sonstigen Befähigungsnachweise des Tierarztes und 
für Maßnahmen zur Erleichterung der tatsächlichen Ausübung 
des Niederlassungsrechts und des Rechts auf freien Dienstlei-
stungsverkehr und die Richtlinie 78/1027/EWG zur Koordinie-
rung der Rechts- und Verwaltungsvorschriften für die Tätigkei-
ten des Tierarztes (Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaften 
vom 23. Dezember 1978 — Nr. L 362 S. 1 und 7) vom 18. Dezem-
ber 1978 in innerstaatliches Recht umgesetzt werden. 

Die Richtlinien sind der Bundesregierung mit Datum vom 22. De

-

zember 1978 vom Rat der EG gemäß Artikel 191 Abs. 2 des Ver-
trages zur Gründung der Europäischen Wirtschaftsgemeinschaft 
bekanntgegeben worden. Die Mitgliedstaaten müssen innerhalb 
von zwei Jahren die erforderlichen Maßnahmen getroffen haben, 
um den Richtlinien nachzukommen. 

Außerdem soll das Gesetz den Entscheidungen des Europäischen 
Gerichtshofs Rechnung tragen, die die Aufhebung aller Beschrän-
kungen aus Gründen der Staatsangehörigkeit für das Nieder-
lassungsrecht und den Dienstleistungsverkehr bei den freien 
Berufen mit Ablauf der Übergangsfrist am 31. Dezember 1969 
feststellen. 

Durch das geänderte Gesetz wird hinsichtlich der Zulassung zum 
tierärztlichen Beruf die Gleichstellung von Angehörigen der 
übrigen EG-Mitgliedstaaten mit Inländern erreicht. 
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B. Lösung 

Umsetzung der Richtlinien in innerstaatliches Recht, soweit hier-
für Regelungen in der Bundes-Tierärzteordnung erforderlich 
sind. 

C. Alternativen 

keine 

D. Kosten 

Bund, Länder und Gemeinden werden mit nennenswerten Mehr-
kosten nicht belastet. 
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Bundesrepublik Deutschland 
Der Bundeskanzler 

14 (32) – 230 01 – Ti 8/79 

Bonn, den 11. Juli 1979 

An den Herrn 
Präsidenten des Deutschen Bundestages 

Hiermit übersende ich den von der Bundesregierung beschlossenen Entwurf eines 
Zweiten Gesetzes zur Änderung der Bundes-Tierärzteordnung mit Begründung 
und Vorblatt. 

Ich bitte, die Beschlußfassung des Deutschen Bundestages herbeizuführen. 

Federführend ist der Bundesminister für Jugend, Familie und Gesundheit. 

Der Bundesrat hat in seiner 476. Sitzung am 6. Juli 1979 gemäß Artikel 76 Abs. 2 
des Grundgesetzes beschlossen, gegen den Gesetzentwurf keine Einwendungen 
zu erheben. 

Schmidt 
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Entwurf eines Zweiten Gesetzes zur Änderung der Bundes-Tierärzteordnung 

Der Bundestag hat mit Zustimmung des Bundes-
rates das folgende Gesetz beschlossen: 

Artikel 1 

Die Bundes-Tierärzteordnung in der Fassung der 
Bekanntmachung vom 22. August 1977 (BGBl. I S. 
1601) wird wie folgt geändert: 

1. § 2 wird wie folgt geändert: 

a) Nach Absatz 2 wird folgender neuer Absatz 3 
eingefügt: 

„ (3) Tierärzte, die Staatsangehörige eines 
Mitgliedstaates der Europäischen Wirt-
schaftsgemeinschaft sind, dürfen den tier-
ärztlichen Beruf im Geltungsbereich dieses 
Gesetzes ohne Approbation als Tierarzt oder 
ohne Erlaubnis zur vorübergehenden Aus-
übung des tierärztlichen Berufes ausüben, 
sofern sie vorübergehend als Erbringer von 
Dienstleistungen im Sinne des Artikels 60 
des Vertrages zur Gründung der Europäi-
schen Wirtschaftsgemeinschaft im Geltungs-
bereich dieses Gesetzes tätig werden. Sie 
unterliegen jedoch der Anzeigepflicht nach 
diesem Gesetz." 

b) Der bisherige Absatz 3 wird Absatz 4 und 
erhält folgende Fassung: 

„ (4) Für die Ausübung des tierärztlichen 
Berufs in Grenzgebieten durch im Inland 
nicht niedergelassene Tierärzte gelten im 
übrigen die hierfür abgeschlossenen zwi-
schenstaatlichen Verträge." 

2. In § 3 werden die Worte „nach § 2 Abs. 2 oder 
3" ersetzt durch die Worte „nach § 2 Abs. 2, 3 
oder 4". 

3. § 4 wird wie folgt geändert: 

a) Absatz 1 Satz 1 Nr. 1 erhält folgende Fas-
sung: 

„1. Deutscher im Sinne des Artikels 116 des 
Grundgesetzes, Staatsangehöriger eines 
der übrigen Mitgliedstaaten der Euro-
päischen Wirtschaftsgemeinschaft oder 
heimatloser Ausländer im Sinne des Ge-
setzes über die Rechtsstellung heimat-
loser Ausländer in der im Bundesgesetz-
blatt Teil III, Gliederungsnummer 2431-1, 
veröffentlichten bereinigten Fassung, ge-
ändert durch § 141 Nr. 8 des Gesetzes 

vom 9. September 1965 (BGBl. I S. 1273), 
ist," 

b) Nach Absatz 1 wird folgender neuer Ab-
satz 1 a eingefügt: 

„ (1 a) Eine in einem der übrigen Mitglied-
staaten der Europäischen Wirtschaftsgemein-
schaft abgeschlossene tierärztliche Ausbil-
dung gilt als Ausbildung im Sinne des Ab-
satzes 1 Satz 1 Nr. 4, wenn sie durch Vor-
lage 

1. eines nach dem 21. Dezember 1980 aus-
gestellten, in der Anlage zu diesem Ge-
setz aufgeführten tierärztlichen Diploms, 
Prüfungszeugnisses oder sonstigen Be

-

fähigungsnachweises des betreffenden 
Mitgliedstaates oder 

2. eines vor dem 22. Dezember 1980 aus-
gestellten, in der Anlage zu diesem Ge-
setz aufgeführten Diploms, Prüfungszeug-
nisses oder sonstigen Befähigungsnach-
weises des betreffenden Mitgliedstaates 
und einer Bescheinigung der zuständigen 
Behörde des Ausstellerlandes darüber, 
daß dieses Diplom, dieses Prüfungszeug-
nis oder dieser sonstige Befähigungsnach-
weis den Anforderungen des Artikels i 
der Richtlinie Nr. 78/1027/EWG des Rates 
vom 18. Dezember 1978 zur Koordinie-
rung der Rechts- und Verwaltungsvor-
schriften für die Tätigkeiten des Tier-
arztes (ABl. EG Nr. L 362 S. 7) entspricht, 

nachgewiesen wird. Der Bundesminister für 
Jugend, Familie und Gesundheit wird er-
mächtigt, durch Rechtsverordnung, die nicht 
der Zustimmung des Bundesrates bedarf, die 
Anlage zu diesem Gesetz den späteren Än-
derungen des Artikels 3 der Richtlinie Nr. 
78/1026/EWG des Rates vom 18. Dezember 
1978 für die gegenseitige Anerkennung der 
Diplome, Prüfungszeugnisse und sonstigen 
Befähigungsnachweise des Tierarztes und für 
Maßnahmen zur Erleichterung der tatsäch-
lichen Ausübung des Niederlassungsrechts 
und des Rechts auf freien Dienstleistungs-
verkehr (ABl. EG Nr. L 362 S. 1) anzupassen." 

4. § 5 erhält folgende Fassung: 

„§ 5 

Der Bundesminister für Jugend, Familie und 
Gesundheit regelt durch Rechtsverordnung mit 
Zustimmung des Bundesrates in einer Approba-
tionsordnung für Tierärzte die Mindestanforde-
rungen an die Ausbildung sowie das Nähere 
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über die Prüfungen und die  Approbation. In  der 
Rechtsverordnung sind das Verfahren bei der 
Prüfung der Voraussetzungen des § 4 Abs. 1 
Satz 1 Nr. 2 und 3 bei Antragstellern, die Staats-
angehörige eines der übrigen Mitgliedstaaten 
der Europäischen Wirtschaftsgemeinschaft sind, 
und die  Frist  für die Erteilung der Approbation 
als, Tierarzt an solche Personen zu regeln, ins-
besondere die Vorlage der vom Antragsteller 
vorzulegenden Nachweise und die Ermittlung 
durch die zuständigen Behörden entsprechend 
Artikel 6 bis 10 der Richtlinie Nr. 78/1026/EWG 
des Rates. Für die Meldung zu den Prüfungen 
sind Fristen festzulegen." 

5. § 6 Abs. 1 erhält folgende Fassung: 

„(1) Die Approbation ist zurückzunehmen, 
wenn bei ihrer Erteilung die Tierärztliche Prü-
fung nicht bestanden oder die Ausbildung nach 
§ 4 Abs. 1 Satz 2, Abs. 1 a Satz 1, Abs. 2 oder 3 
oder .die nach § 15 a nachzuweisende Ausbil-
dung nicht abgeschlossen war." 

6. § 7 erhält folgende Fassung: 

„ § 7 

(1) Die Approbation kann zurückgenommen 
werden, wenn bei ihrer Erteilung eine der Vor-
aussetzungen nach § 4 Abs. 1 Satz 1 Nr. 1 bis 3 
oder die Voraussetzung für die Bescheinigung 
nach § 15 a nicht vorgelegen hat. Eine nach. § 4 
Abs. 1 Satz 2, Abs. 2 oder 3 erteilte Approba-
tion kann zurückgenommen werden, wenn die 
Gleichwertigkeit des Ausbildungsstandes nicht 
gegeben war.  

(2) Die Approbation kann widerrufen werden, 
 wenn nachträglich eine der Voraussetzungen 

nach § 4 Abs. 1 Satz 1 Nr. 3 weggefallen ist." 

7. In § 9 a Abs. 1 werden nach den Worten „oder 
widerrufen worden ist" die Worte eingefügt 
„oder ,die gemäß § 10 auf die Approbation ver-
zichtet hat" . 

8. Nach § 11 wird folgender § 11 a eingefügt: 

„§11a 

(1) Staatsangehörige der Mitgliedstaaten der 
Europäischen Wirtschaftsgemeinschaft, die zur 
Ausübung des tierärztlichen Berufs in einem  
der übrigen Mitgliedstaaten der Europäischen 
Wirtschaftsgemeinschaft auf Grund einer nach 
deutschen Rechtsvorschriften abgeschlossenen 
tierärztlichen Ausbildung oder auf Grund eines 
in der Anlage zu § 4 Abs. 1 a oder in § 15 a ge-
nannten tierärztlichen Diploms, Prüfungszeug-
nisses oder sonstigen Befähigungsnachweises 
berechtigt sind, dürfen als Dienstleistungserbrin-

ger im Sinne des Artikels 60 des EWG-Vertra-
ges vorübergehend den tierärztlichen Beruf im 
Geltungsbereich dieses Gesetzes ausüben. Satz 1 
gilt entsprechend für Staatsangehörige des 
Großherzogtums Luxemburg, die Inhaber eines 
in einem Drittstaat ausgestellten und im Sinne 
des in der Anlage zu § 4 Abs. 1 a bezeichneten 
luxemburgischen Gesetzes anerkannten tierärzt-
lichen Abschlußdiploms sind. 

(2) Ein Dienstleistungserbringer im Sinne des 
Absatzes 1 hat das Erbringen der Dienstleistung  
der zuständigen Behörde vorher anzuzeigen. 
Diese Anzeige kann auch für eine Reihe von 
Dienstleistungen erfolgen, die in einem Zeit-
raum bis zu einem Jahr für einen oder mehrere 
Dienstleistungsempfänger erbracht werden. So

-

fern eine vorherige . Anzeige wegen der Dring

-

lichkeit des Tätigwerdens nicht möglich ist, hat 
die Anzeige unverzüglich nach Erbringen der 
Dienstleistung zu erfolgen. Bei der Anzeige sind 
Bescheinigungen des Herkunftsstaates darüber 
vorzulegen, daß der Dienstleistungserbringer 

1. den tierärztlichen Beruf im Herkunftsstaat 
rechtmäßig ausübt und 

2. ein tierärztliches Diplom, Prüfungszeugnis 
oder einen sonstigen tierärztlichen Befähi-
gungsnachweis im Sinne, des Absatzes 1 be-
sitzt; 

die Bescheinigungen dürfen bei ihrer Vorlage 
nicht älter als zwölf Monate sein. Der Bundes-
minister für Jugend, Familie und Gesundheit 
wird ermächtigt, durch Rechtsverordnung, die 
nicht der Zustimmung des Bundesrates bedarf, 
die Vorschriften über die Anzeige und die Be-
scheinigung bei der Erbringung von Dienstlei-
stungen zu ändern, wenn dies notwendig ist, um 
diese einer geänderten Fassung der Richtlinie 
Nr. 78/1026/EWG des Rates anzupassen. 

(3) Der Dienstleistungserbringer hat im Gel-
tungsbereich dieses Gesetzes .die Rechte und 
Pflichten eines Tierarztes. Verstößt er gegen' 
diese Pflichten, so hat die zuständige Behörde 
unverzüglich die zuständige Behörde des Her-
kunftstaates darüber zu unterrichten. 

(4) Einem Staatsangehörigen der Mitglied-
staaten der Europäischen Wirtschaftsgemein-
schaft, der im Geltungsbereich dieses Gesetzes 
den tierärztlichen Beruf auf Grund einer Appro-
bation als Tierarzt oder einer Erlaubnis zur vor-
übergehenden Ausübung des tierärztlichen Be

-

rufes ausübt, sind auf. Antrag für Zwecke der 
Dienstleistungserbringung in einem anderen 
Mitgliedstaat der Europäischen Wirtschaftsge-
meinschaft Bescheinigungen darüber auszustel-
len, daß er 

1. den tierärztlichen Beruf im Geltungsbereich 
dieses Gesetzes rechtmäßig ausübt und 

2. den  erforderlichen Ausbildungsnachweis be-
sitzt." 
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9. § 13 wird wie folgt geändert: 

a) Die Absätze 2 und 3 erhalten folgende Fas-
sung: 

„(2) Die Entscheidungen nach § 4 Abs. 1 
Satz 1 in Verbindung mit Satz. 2 oder § 4 
Abs. 1 a, 2 oder 3 und nach den §§ 11  und 
15 a trifft die zuständige Behörde des Lan-
des, in dem der tierärztliche Beruf ausgeübt 
werden soll. Die Entscheidungen nach den 
§§ 6 bis 8 trifft die zuständige Behörde des 
Landes, in dem der tierärztliche Beruf aus-
geübt wird oder zuletzt ausgeübt worden ist. 
Satz 2 gilt entsprechend für die Entgegen-
nahme der Verzichtserklärung nach § 10. 

(3) Die Entscheidungen nach § 9 a trifft die 
zuständige Behörde des Landes, das nach 
den Absätzen 1 oder 2 für die Erteilung der 
Approbation zuständig ist." 

b) Nach Absatz 3 werden folgende Absätze 4 
und 5 eingefügt: 

„ (4) Die Anzeige nach § 11 a Abs. 2 nimmt 
die zuständige Behörde des Landes ent-
gegen, in dem die ' Dienstleistung erbracht 
werden soll oder erbracht worden ist. Die 
Unterrichtung des Herkunftsstaates gemäß 
§ 11 a Abs. 3 Satz 2 obliegt der zuständigen 
Behörde des Landes, in dem die Dienstlei-
stung erbracht wird oder erbracht worden 
ist. Die Bescheinigungen nach § 11 a Abs. 4 
stellt die zuständige Behörde des Landes 
aus, in dem der Antragsteller den tierärzt-
lichen Beruf ausübt. 
(5) Die Entscheidungen über die Erteilung 

oder Versagung einer Approbation nach § 4 
Abs. 1 Satz 2 oder § 4 Abs. 1 a, 2 oder 3 so-
wie über die Rücknahme einer nach diesen 
Vorschriften erteilten Approbation nach § 6 
Abs. 1 oder § 7 Abs. 1 Satz 2 sollen nur 
im Benehmen mit dem Bundesministèr für 
Jugend, Familie und Gesundheit getroffen 
werden.” 

c) Der bisherige Absatz 4 wird Absatz 6. 

10. Nach § 15 wird folgender § 15 a eingefügt: 

„§ 15a  

Antragstellern, die die Voraussetzungen des 
§ 4 Abs. 1 Satz 1 Nr. 1 bis 3 erfüllen und eine 
Approbation als Tierarzt auf Grund der Vor-
lage eines tierärztlichen Diploms, Prüfungszeug-
nisses oder sontigen Befähigungsnachweises der 
übrigen Mitgliedstaaten der Europäischen Wirt-
schaftsgemeinschaft beantragen, das vor dem 
22. Dezember 1980 ausgestellt worden ist und 
nicht allen Mindestanforderungen der Ausbil-
dung nach Artikel 1 der Richtlinie Nr. 78/1027/ 
EWG des Rates genügt, ist die Approbation als 
Tierarzt zu erteilen, sofern der zuständigen 
Behörde eine Bescheinigung des Heimat- oder 
Herkunftsstaates des Antragstellers vorgelegt 
wird, aus der  sich ergibt, daß der Antragsteller 
während der letzten fünf Jahre vor Ausstellung 
der Bescheinigung mindestens drei Jahre un-
unterbrochen tatsächlich und rechtmäßig den 
tierärztlichen Beruf ausgeübt hat." 

Artikel 2 

Der Bundesminister für Jugend, Familie und Ge-
sundheit kann den Wortlaut der Bundes-Tierärzte-
ordnung in der vom 22. Dezember 1980 an geltenden 
Fassung im Bundesgesetzblatt bekanntmachen. 

Artikel 3 

Dieses Gesetz gilt nach Maßgabe des § 13 Abs. 1 
des Dritten Überleitungsgesetzes auch im Land 
Berlin. 

Artikel 4 

Dieses Gesetz tritt mit Ausnahme des Artikels 1 
Nr. 4 am 22. Dezember 1980 in Kraft. Artikel 1 Nr. 4 
tritt am Tage nach der Verkündung in Kraft. 
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Anlage (zu § 4 Abs. 1 a) 

Tierärztliche Diplome, Prüfungszeugnisse oder sonstige Befähigungsnachweise 
der übrigen Mitgliedstaaten der Europäischen Wirtschaftsgemeinscha ft  

a) Belgien 

„diplôme légal de docteur en médecine vétérinaire/ 
Wettelijk diploma van doctor in de veeartsenij-
kunde of doctor in de diergeneeskunde" (staatliches 
Diplom eines Doktors der Veterinärmedizin), ausge-
stellt von den staatlichen Universitäten, vom Haupt-
prüfungsausschuß oder von den staatlichen Prü-
fungsausschüssen für die Hochschulen; 

b) Dänemark 

„bevis for bestæt kandidateksamen i veterinær
-vidensskab" (cand. med. vet.) (Nachweis über die 

erfolgreich abgelegte Prüfung eines Kandidaten der 
Veterinärmedizin), ausgestellt von der „Kongilige 
Veterinær- og Landbohojskole" ; 

c) Frankreich 

„diplôme de Docteur-vétérinaire d'Etat (staatliches 
Diplom eines Doktors der Veterinärmedizin) ; 

d) Irland 

1. Diplom eines Bachelor in/of Veterinary Medicine 
(MVB) ; 

2. „Diploma of membership of the Royal College of 
Veterinary Surgeons (MRCVS)", das durch eine 
Prüfung nach einem vollständigen Studiengang 
an einer tierärztlichen Hochschule in Irland er-
worben wird; 

e) Italien 

„diploma di laurea di dottore in medicina veterina-
ria accompagnato dal diploma d'abilitazione all-
esercizio della medicina veterinaria", ausgestellt 
vom Ministerium für Erziehungswesen auf Grund 
des Ergebnisses des zuständigen staatlichen Prü-
fungsausschusses; 

f) Luxemburg 

1. „diplôme d'Etat de docteur en médicine vétéri-
naire" (staatliches Diplom eines Doktors der 
Veterinärmedizin), ausgestellt von dem staat-
lichen Prüfungsausschuß und abgezeichnet vom 
Minister für Erziehungswesen; 

2. Diplome über die Erlangung eines Hochschulgra-
des in Veterinärmedizin, die in einem Mitglied

-

statt der Gemeinschaft ausgestellt worden sind 
und in diesem Land zum Antritt der praktischen 
Ausbildungszeit, nicht aber zur Aufnahme des 
Berufes berechtigen und die gemäß dem Gesetz 
vom 18. Juni 1969 über das Hochschulwesen und 
die Anerkennung ausländischer Hochschultitel 
und -grade vom Minister für Erziehungswesen 
anerkannt worden sind, zusammen mit der vom 
Minister für Gesundheitswesen abgezeichneten 
Bescheinigung über eine abgeschlossene prak-
tische Ausbildung; 

g) Niederlande 

1. getuigschrift van met goed gevolg afgelegd dier-
geneeskundig examen (Zeugnis über die erfolg-
reich abgelegte tierärztliche Prüfung) ; 

2. getuigschrift van met goed devolg afgelegd vee-
artsenijkundig examen (Zeugnis über die erfolg-
reich abgelegte tierärztliche Prüfung) ; 

h) Vereinigtes Königreich 

folgende „Degrees" (Diplome) : 
Bachelor of Veterinary Science (BVSc.), 
Bachelor of Veterinary Medicine (Vet. MB. oder 
BVet. Med.),  
Bachelor of Veterinary Medicine and Surgery (BVM 
and S oder BVMS), 
„Diploma of membership of the Royal College of 
Veterinary Surgeons (MRCVS)", das durch eine Prü-
fung nach einem vollständigen Studiengang an einer 
tierärztlichen Hochschule im Vereinigten Königreich 

. erworben wird. 
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Begründung 

Allgemeiner Teil 

Durch das Gesetz sollen die Richtlinie des Rates 
78/1026/EWG für die gegenseitige Anerkennung der 
Diplome, Prüfungszeugnisse und sonstigen Befähi-
gungsnachweise des Tierarztes und für Maßnahmen 
zur Erleichterung der tatsächlichen Ausübung des 
Niederlassungsrechts und des Rechts auf freien 
Dienstleistungsverkehr und die Richtlinie 78/1027/ 
EWG zur Koordinierung der Rechts- und Verwal-
tungsvorschriften für die Tätigkeiten des Tierarztes 
(Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaften vom 
23. Dezember 1978 — Nr. L 362 S. 1 und 7) vom 
18. Dezember 1978 in innerstaatliches Recht umge-
setzt werden. Diese Richtlinien sind der Bundes-
regierung mit Datum vom 22. Dezember 1978 vom 
Rat der EG gemäß Artikel 191 Abs. 2 des Vertrages 
zur Gründung der Europäischen Wirtschaftsgemein-
schaft bekanntgegeben worden und gelten entspre-
chend der ausdrücklichen Erstreckung ihres Anwen-
dungsbereiches auf angestellte Tierärzte für alle 
Tierärzte. 

Außerdem soll das Gesetz den Entscheidungen des 
Europäischen Gerichtshofes in den Rechtssachen 2/74 
und 33/74 Rechnung tragen, die die Aufhebung aller 
Beschränkungen aus Gründen der Staatsangehörig-
keit für das Niederlassungsrecht und den Dienstlei-
stungsverkehr bei den freien Berufen mit Ablauf der 
Übergangsfrist am 31. Dezember 1969 feststellen. 

Der Bund ist für die Realisierung der Richtlinien und 
Empfehlungen zuständig, soweit es um Fragen der 
Berufszulassung geht. Der vorliegende Entwurf sieht 
daher die Gleichstellung der nach der Richtlinie 
78/1026/EWG der gegenseitigen Anerkennung unter-
liegenden tierärztlichen Diplome, Prüfungszeugnisse 
und sonstigen Befähigungsnachweise mit den Aus-
bildungsnachweisen vor, die die Bundes-Tierärzte-
ordnung für das innerstaatliche Recht vorschreibt 
(Artikel 1 Nr. 3 Buchstabe b und Artikel 1 Nr. 10). 
Er enthält ferner eine Regelung über die Befugnis 
zum Erbringen von Dienstleistungen durch Begün-
stigte der Richtlinien (Artikel 1 Nr. 1 Buchstabe a 
und Artikel 1 Nr. 8). Aus den genannten Entschei-
dungen des Europäischen Gerichtshofes ergibt sich 
die Notwendigkeit, die Staatsangehörigen der übri-
gen Mitgliedstaaten der Gemeinschaft beim Zugang 
zum tierärztlichen Beruf den Inländern voll gleich-
zustellen (Artikel 1 Nr. 3 Buchstabe a). 

Da die Ausbildungsanforderungen des Gesetzes und 
der auf Grund des Gesetzes erlassenen Approbations-
ordnung für Tierärzte in der Fassung der Bekannt-
machung vom 14. Mai 1976 (BGBl. I S. 1221) die An-
forderungen des Artikels 1 der Richtlinie 78/1027/ 
EWG erfüllen, bedarf es in dieser Frage keiner ge-
setzlichen Maßnahmen. 

Sache der Länder ist es, andere Fragen zu regeln, 
die in den Bereich der Berufsausübung fallen, wie 
z. B. die Gleichstellung von Staatsangehörigen der 
übrigen Mitgliedstaaten der Europäischen Wirt-
schaftsgemeinschaft mit deutschen Staatsangehörigen 
im Hinblick auf die Mitgliedschaft bei den Berufs-
organisationen und hinsichtlich des Erwerbs fachtier-
ärztlicher Anerkennungen, die standesrechtliche Auf-
sicht bei Dienstleistungserbringern und die nach 
Artikel 14 der Richtlinie 78/1026/EWG vorgesehene 
Information der Tierärzte aus den anderen Mitglied-
staaten der Gemeinschaft, die sich in der Bundes-
republik Deutschland niederlassen wollen. Die Ver-
ankerung einer Verpflichtung zur Information und 
zum Erwerb von deutschen Sprachkenntnissen als 
Voraussetzung für die Erteilung einer Approbation 
als Tierarzt an Staatsangehörige der übrigen Mit-
gliedstaaten der Europäischen Wirtschaftsgemein-
schaft, wie sie gelegentlich gefordert worden ist, 
muß außer Betracht bleiben. Der EWG-Vertrag läßt 
derartige Maßnahmen nicht zu. Artikel 14 der Richt-
linie 78/1026/EWG soll lediglich sicherstellen, daß 
die Aufnahmestaaten entsprechende Möglichkeiten 
anbieten können. Organisatorische Maßnahmen mit 
dem Ziel der notwendigen Information einwandern-
der Tierärzte sind aber nicht ausgeschlossen. Unbe-
nommen bleibt den zuständigen Behörden auch die 
Möglichkeit, Tierärzten, insbesondere aus anderen 
Mitgliedstaaten der EG die Durchführung der 
Schlachttier- und Fleischbeschau nur dann zu über-
tragen, wenn der Tierarzt in einem Fachgespräch 
gegenüber der zuständigen Behörde nachgewiesen 
hat, daß er mit den einschlägigen Rechtsvorschriften 
vertraut ist (Erklärung des Rates anläßlich der Ver-
abschiedung der Richtlinien, Amtsblatt der Euro-
päischen Gemeinschaften vom 23. Dezember 1978 
Nr. C 308 S. 1) . 

Der Rat hat anläßlich der Verabschiedung der o. g. 
Richtlinien die Einsetzung eines Beratenden Aus-
schusses für die tierärztliche Ausbildung (Amtsblatt 
der Europäischen Gemeinschaften vom 23. Dezember 
1978 Nr. L 362 S. 10) beschlossen. Hierzu bedarf es 
keiner gesetzgeberischen Maßnahme. Nach einer wei-
teren Erklärung (Amtsblatt der Europäischen Gemein-
schaften vom 23. Dezember 1978 Nr. L 362 S. 12) 
hat der Rat eine „Empfehlung betreffend die Staats-
angehörigen des Großherzogtums Luxemburg, die 
Inhaber eines in einem Drittland ausgestellten tier-
ärztlichen Diploms sind", beschlossen. Wenngleich 
damit die Bundesrepublik Deutschland zu gesetz-
geberischen Maßnahmen nicht verpflichtet wird, 
trägt der Gesetzentwurf in dem neu vorgesehenen 
§ 11 a Abs. 1 Satz 2 dem in der Empfehlung zum 
Ausdruck kommenden Anliegen hinsichtlich der 
Dienstleistungserbringer dennoch Rechnung. 

Bund, Länder und Gemeinden werden durch dieses 
Gesetz mit nennenswerten Mehrkosten nicht belastet. 
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Besonderer Teil 

Zu Artikel 1 Nr. 1 

Gemäß § 2 Abs. 1 und 2 des Gesetzes bedarf es in 
der Bundesrepublik Deutschland für die Ausübung 
des tierärztlichen Berufs grundsätzlich einer Appro-
bation als Tierarzt oder einer Erlaubnis zur vorüber-
gehenden Ausübung des tierärztlichen Berufs. Eine 
Ausnahme sieht Absatz 3 für im Inland nicht nieder-
gelassene Tierärzte vor, die aufgrund zwischenstaat-
licher Verträge in Grenzgebieten der Bundesrepu-
blik Deutschland tätig sein dürfen. 

Da nach Artikel 12 der Richtlinie 78/1026/EWG im 
Falle der Dienstleistung von Tierärzten, die Staats-
angehörige eines der Mitgliedstaaten der Euro-
päischen Wirtschaftsgemeinschaft sind und ein tier-
ärztliches Diplom, Prüfungszeugnis oder einen son-
stigen Befähigungsnachweis besitzen, das bzw. der 
der gegenseitigen Anerkennung unterliegt, von den 
sonst geltenden Zulassungserfordernissen zu be-
freien sind, ist die Vorschrift um die in dem neuen 
Absatz 3 (Artikel 1 Nr. 1 Buchstabe a) vorgesehene 
Ausnahmeregelung zu erweitern. Danach bedürfen 
Dienstleistungserbringer zur vorübergehenden Aus-
übung des tierärztlichen Berufs im Geltungsbereich 
des Gesetzes weder einer Approbation noch einer 
Erlaubnis zur vorübergehenden Ausübung des Be-
rufs. Sie sollen aber einer nach Artikel 12 a.a.O. 
möglichen Anzeigepflicht unterliegen. Die Voraus-
setzungen für das Erbringen von Dienstleistungen, 
die Anzeigepflicht und weitere Einzelheiten werden 
in § 11 a (Artikel 1 Nr. 8) geregelt. 

Nach Artikel 60 des EWG-Vertrags gelten als Dienst-
leistungen insbesondere freiberufliche Tätigkeiten. 
Der Vertrag sieht insoweit vor, daß unbeschadet der 
Vorschriften über das Niederlassungsrecht der Lei-
stende seine Tätigkeit vorübergehend in dem Staat 
ausüben kann, in dem die Leistung erbracht wird, 
und zwar unter den Voraussetzungen, welche dieser 
Staat für seine eigenen Angehörigen vorschreibt. 

Hinsichtlich der tierärztlichen Tätigkeit sind theore-
tisch mehrere Spielarten von Dienstleistungen denk-
bar. In der Praxis wird es sich in der Regel um den 
Fall handeln, daß Tierärzte, die in einem der übrigen 
Mitgliedstaaten niedergelassen sind, zur Behandlung 
bestimmter Patienten kurzfristig hier einreisen. Vor 
allem in Gebieten an der Staatsgrenze zu anderen 
Mitgliedstaaten werden derartige Fälle gehäuft vor-
kommen. Dienstleistungen liegen auch vor, wenn 
von der Niederlassung eines Tierarztes in einem 
Mitgliedstaat eine telefonische oder schriftliche Be-
ratung eines Tierhalters in einem anderen Mitglied-
staat erfolgt oder wenn ein Angehöriger eines Mit-
gliedstaates einen Tierarzt in einem anderen Mit-
gliedstaat aufsucht. Für das Berufsrecht bedarf es 
für die beiden letztgenannten Fälle keiner Sonder-
regelung, da der Tierarzt am Ort seiner Nieder-
lassung tätig wird. 

Absatz 3 des § 2, der nach Artikel 1 Nr. 1 Buch-
stabe b Abs. 4 werden soll, wirft die Frage des Ver-
hältnisses der die Tierärzte betreffenden Vorschrif-
ten der mit EG-Mitgliedstaaten bestehenden zwi

-

schenstaatlichen Verträge über die Ausübung der 
Tierheilkunde in Grenzgebieten zu Artikel 12 der 
Richtlinie 78/1026/EWG auf. Derartige Vereinbarun-
gen aus vorkonstitutioneller Zeit bestehen mit meh-
reren Mitgliedstaaten der Gemeinschaft, sind jedoch 
nur zum Teil für wiederanwendbar erklärt. Maß-
gebend sind jeweils die weitergehenden Regelun-
gen. Die Klärung dieser Frage im einzelnen ist noch 
nicht abgeschlossen. In jedem Fall behält § 2 Abs. 4 
seine Bedeutung im Hinblick auf die mit Österreich 
bestehende Vereinbarung. 

Zu Artikel 1 Nr. 2 

Gemäß Artikel 13 der Richtlinie 78/1026/EWG führen 
die auf Grund der Richtlinien begünstigten Tierärzte 
die Berufsbezeichnung des Aufnahmelandes. In der 
Bundesrepublik Deutschland darf die Berufsbezeich-
nung „Tierarzt" oder „Tierärztin" nur führen, wer 
im Besitz der Approbation als Tierarzt oder einer 
Erlaubnis zur vorübergehenden Ausübung des tier-
ärztlichen Berufs ist. Soweit Tierärzte der übrigen 
Mitgliedstaaten eine derartige Berechtigung erwer-
ben, ist daher Artikel 13 a.a.O. Genüge getan. Für 
den Dienstleistungsverkehr bedarf es aber einer be-
sonderen Regelung durch die Einbeziehung dieser 
Fälle. 

Zu Artikel 1 Nr. 3 

Kernstück der Neuregelung ist die Verwirklichung 
der Inländergleichbehandlung von Staatsangehöri-
gen der übrigen Mitgliedstaaten der Europäischen 
Wirtschaftsgemeinschaft und die Gleichstellung der 
tierärztlichen Diplome, Prüfungszeugnisse oder son-
stigen Befähigungsnachweise dieser Mitgliedstaaten 
mit den Ausbildungsnachweisen nach dem Gesetz. 

Durch die für § 4 Abs. 1 Satz 1 Nr. 1 (Artikel 1 Nr. 3 
Buchstabe a) vorgesehene Einbeziehung der Staats-
angehörigen der übrigen Mitgliedstaaten der Ge-
meinschaft erhalten diese ebenso wie deutsche 
Staatsangehörige und heimatlose Ausländer bei Vor-
liegen der Voraussetzungen einen Rechtsanspruch 
auf Erteilung einer Approbation als Tierarzt. 

Die Einbeziehung hat Auswirkungen auch auf § 4 
Abs. 2 und 3. Absatz 2 gilt für den in Absatz 1 Satz 1 
Nr. 1 genannten Personenkreis. 

§ 4 Abs. 3 erstreckt sich nach der Neuregelung in § 4 
Abs. 1 Satz 1 Nr. 1 nicht mehr auf Staatsangehörige 
der übrigen Mitgliedstaaten der Gemeinschaft. 

Mit der Gleichstellung der tierärztlichen Ausbildun-
gen in den übrigen Mitgliedstaaten der Gemein-
schaft und der Aufnahme der der gegenseitigen An-
erkennung nach Artikel 2 der Richtlinie 78/1026/ 
EWG in Verbindung mit Artikel 1 der Richtlinie 
78/1027/EWG unterliegenden tierärztlichen Diplome, 
Prüfungszeugnisse und sonstigen Befähigungs-
nachweise mit den auf Grund einer Ausbildung 
nach dem Gesetz erworbenen Ausbildungsnachwei-
sen (§ 4 Abs. 1 a) durch Artikel 1 Nr. 3 Buch-
stabe b soll die gegenseitige Anerkennung verwirk-
licht werden. 
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Gleichgestellt werden 

1. alle nach dem Inkrafttreten des Gesetzes erwor-
benen, in Artikel 3 der Richtlinie 78/1026/EWG 
aufgeführten tierärztlichen Diplome, Prüfungs-
zeugnisse und sonstigen Befähigungsnachweise 
der übrigen Mitgliedstaaten der Europäischen 
Wirtschaftsgemeinschaft. Diese Diplome weisen 
eine den Ausbildungsmindestanforderungen des 
Artikels i der Richtlinie 78/1027/EWG entspre-
chende Ausbildung, also u. a. ein fünf Jahre theo-
retischen und praktischen Unterricht umfassendes 
Studium an einer Hochschule oder unter der Auf-
sicht einer solchen Einrichtung nach; 

2. alle vor dem Inkrafttreten des Gesetzes erwor-
benen, in Artikel 3 der Richtlinie 78/1026/EWG 
aufgeführten tierärztlichen Diplome, Prüfungs-
zeugnisse und sonstigen Befähigungsnachweise 
der übrigen Mitgliedstaaten der Europäischen 
Wirtschaftsgemeinschaft, sofern ihnen, wie dies 
in Artikel 2 Abs. 2 der Richtlinie 78/1026/EWG 
vorgesehen ist, eine Bescheinigung der zustän-
digen Behörde des Ausstellerlandes darüber bei-
gefügt ist, daß der Ausbildungsnachweis den An-
forderungen des Artikels 1 der Richtlinie 78/1027/ 
EWG entspricht. 

Um den Text des § 4 Abs. . 1 a nicht mit der Aufzäh-
lung der tierärztlichen Diplome etc. der übrigen Mit-
gliedstaaten zu belasten, werden diese in einer An-
lage zum Gesetz aufgenommen. Um im Falle von 
bloßen Bezeichnungsänderungen eine Änderung 
durch Gesetz zu vermeiden, soll die Anlage durch 
Rechtsverordnung geändert werden können. 

Entsprechend Artikel 4 der Richtlinie 78/1026/EWG 
sieht der neu aufzunehmende § 15 a (Artikel 1 Nr. 10) 
vor, daß eine Approbation als Tierarzt auch an An-
tragsteller zu erteilen ist, die vor Anwendung der 
Richtlinie ausgestellte tierärztliche Diplome, Prü-
fungszeugnisse oder sonstige Befähigungsnachweise 
vorlegen, die nicht allen Mindestanforderungen der 
Ausbildung nach Artikel 1 der Richtlinie 78/1027/ 
EWG genügen, sofern der in Artikel 4 der Richtlinie 
78/1026/EWG vorgesehene Tätigkeitsnachweis er-
bracht wird. 

Zu Artikel 1 Nr. 4 

Die Artikel 6 bis 10 der Richtlinie 78/1026/EWG 
schreiben den Mitgliedstaaten ein besonderes Ver-
fahren für die Prüfung der Zuverlässigkeit und der 
körperlichen Eignung sowie die Einhaltung von Fri-
sten bei der Berufszulassung von Staatsangehörigen 
der übrigen Mitgliedstaaten vor. Dieses Verfahren 
soll durch Rechtsverordnung geregelt werden. Ge-
dacht ist an eine Ergänzung der die Erteilung der 
Approbation betreffenden Vorschriften der Approba-
tionsordnung für Tierärzte. Die vorgesehene Ergän-
zung der Ermächtigung ist deshalb notwendig. 

Zu Artikel 1 Nr. 5 und 6 

Im Gegensatz zum geltenden § 6 Abs. 1 soll künftig 
nur noch das Fehlen der erforderlichen Ausbildungs-
voraussetzungen die Rücknahme der Approbation  

zwingend herbeiführen. Hinsichtlich des Fehlens der 
Voraussetzungen der persönlichen Zuverlässigkeit 
und Würdigkeit und der körperlichen Eignung im 
Zeitpunkt der Erteilung der Approbation soll die 
Rücknahme nach § 7 Abs. i Satz i künftig im Ermes-
sen der zuständigen Behörden liegen. Eine zwin-
gende Rücknahme ist mit Rücksicht auf die Möglich-
keit des Wegfalls des Mangels in der Zwischenzeit 
nicht geboten. Im übrigen sind hinsichtlich der Rück-
nahme und des Widerrufs keine Änderungen vor-
gesehen. 

Zu Artikel 1 Nr. 7 

In Anpassung an eine entsprechende Vorschrift der 
Bundesärzteordnung soll die Möglichkeit des § 9 a 
Abs. 1 des Gesetzes auf die Fälle ausgedehnt wer-
den, in denen auf die Approbation als Tierarzt ver-
zichtet worden ist. 

Zu Artikel 1 Nr. 8 

§ 11  a regelt die näheren Einzelheiten für das Er-
bringen von Dienstleistungen im Sinne des Arti-
kels 60 des EWG-Vertrags. Zum Begriff der Dienst-
leistung wird auf den Allgemeinen Teil der Begrün-
dung verwiesen. 

Zum Erbringen von Dienstleistungen berechtigt ist 
jeder Tierarzt, der Staatsangehöriger eines Mitglied-
staates der Europäischen Wirtschaftsgemeinschaft ist 
und in einem der übrigen Mitgliedstaaten der Ge-
meinschaft auf Grund einer nach deutschem Recht er-
worbenen Ausbildung oder auf Grund eines tierärzt-
lichen Diploms, Prüfungszeugnisses oder sonstigen 
Befähigungsnachweises der übrigen Mitgliedstaaten 
im Sinne des § 4 Abs. 1 a oder § 15 a den tierärzt-
lichen Beruf ausübt. Entsprechend der Empfehlung 
des Rates betreffend die Staatsangehörigen des Groß-
herzogtums Luxemburg gilt dies auch für luxembur-
gische Staatsangehörige, die Inhaber eines in einem 
Drittstaat ausgestellten und von Luxemburg als 
gleichwertig anerkannten tierärztlichen Abschluß-
diploms sind. Um die Nachprüfung im Einzelfall 
nicht zu erschweren, sollen die genannten Ausbil-
dungsnachweise auch dann genügen, wenn die Aus-
bildungsforderungen nicht voll den in § 4 Abs. i a 
genannten entsprechen. Anders als in § 15 a für die 
Erteilung der Approbation wird für die Dienstlei-
stungserbringung auf die Möglichkeit, die Vorlage 
bestimmter Tätigkeitsnachweise zu verlangen, aus 
praktischen Gründen verzichtet. 

Es wird aber von der in Artikel 12 der Richtlinie 
78/1026/EWG vorgesehenen Möglichkeit Gebrauch 
gemacht, für den Regelfall anstelle der Zulassung 
eine Pflicht zur vorherigen Anzeige unter Vorlage 
bestimmter Nachweise vorzuschreiben, von der eine 
Befreiung nur für den Dringlichkeitsfall, bei dem die 
Anzeige nachher erfolgen kann, gegeben sein soll 
(§ 11 a Abs. 2). Entsprechend Artikel 12 Abs. 2 Unter-
absatz 2' der Richtlinie 78/1026/EWG ist vorgesehen, 
daß eine einzige Anzeige für eine Reihe von Dienst-
leistungen genügt, die innerhalb eines Jahres er-
bracht werden sollen. Im übrigen bleibt es dem 
Dienstleistungserbringer unbenommen, ob die nach 
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§ 11 a Abs. 2 zu führenden Nachweise durch Vorlage 
einer oder mehrerer Bescheinigungen erbracht wer-
den. Die Ermächtigung in § 11 a Abs. 2 soll dazu 
dienen, im Falle einer Änderung des Artikels 12 der 
Richtlinie 78/1026/EWG die Vorschriften über die 
von dem Dienstleistungserbringer geforderte An-
zeige und die von ihm beizubringende Bescheini-
gung in einem möglichst einfachen Verfahren den 
dann geltenden Regelungen anpassen zu können. 

§ 11 a Abs. 3 stellt klar, daß der Dienstleistungs-
erbringer hinsichtlich seiner Rechte und Pflichten 
den übrigen Tierärzten gleichsteht. Er begründet für 
die zuständige Behörde die Verpflichtung der Unter-
richtung des Herkunftsstaates des Dienstleistungs-
erbringers im Falle eines Verstoßes gegen diese 
Pflichten. Die landesrechtlichen Vorschriften über 
disziplinarrechtliche Maßnahmen bleiben unberührt. 
Durch § 11 a Abs. 4 wird sichergestellt, daß Staats-
angehörige der Europäischen Wirtschaftsgemein-
schaft, die hier auf Grund einer Approbation oder 
ggf. Erlaubnis tätig sind, von den zuständigen deut-
chen Behörden die für das Erbringen von Dienst-
leistungen in einem der übrigen Mitgliedstaaten er-
forderlichen Bescheinigungen erhalten. 

Zu Artikel 1 Nr. 9 

Die Neuregelungen in §§ 4, 11 a und 15 a machen er-
gänzende Zuständigkeitsregelungen notwendig. Die 
Regelungen in § 13 Abs. 2 und 3 werden dabei so-
weit wie möglich den Bestimmungen des Verwal-
tungsverfahrensgesetzes über die örtliche Zuständig-
keit angepaßt. 

Zu Artikel 1 Nr. 10 

Nach dem neu aufzunehmenden § 15 a werden tier-
ärztliche Diplome, Prüfungszeugnisse und sonstige 
Befähigungsnachweise der übrigen Mitgliedstaaten, 
die vor dem 22. Dezember 1980 ausgestellt worden 
sind und nicht allen Mindestanforderungen des Arti-
kels 1 der Richtlinie 78/1027/EWG entsprechen, in 
Berücksichtigung von Artikel 4 der Richtlinie 78/ 
1026/EWG den deutschen Ausbildungsnachweisen 
gleichgestellt, sofern den zuständigen Behörden be-
stimmte Tätigkeitsnachweise erbracht werden. 

Artikel 2 

enthält den an der Neufassung der GGO II  ausge-
richteten Standardtext der Neufassungserlaubnis. 

Artikel 3 

enthält die übliche Berlin-Klausel. 

Artikel 4 

betrifft das Inkrafttreten des Gesetzes. Nach Arti-
kel 18 der Richtlinie 78/1026/EWG und Artikel 3 der 
Richtlinie 78/1027/EWG haben die Mitgliedstaaten 
innerhalb von zwei Jahren die erforderlichen Maß-
nahmen zu treffen, um den Richtlinien nachzu-
kommen. Diese Frist läuft für die Bundesrepublik 
Deutschland am 21. Dezember 1980 ab. 




